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Niederschrift 

über die 19. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 17. Mai 2018, 17:00 Uhr 

im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Dr. Hasina Farouq, 2. stellvertretende Vorsitzende, SPD 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD ab 17.10 Uhr TOP 4 

Sabine Wurst, Mitglied, SPD (Vertretung für Anja Möller) 

Valentino Lipardi, Mitglied, CDU ab17.15 Uhr TOP 5 (Vertretung für Saskia Spohr-Frey) 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Awet Tesfaiesus, Mitglied, B90/Grüne 

Sven René Dreyer, Mitglied, AfD 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Matthias Nölke, Stadtverordneter, FDP 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Gerd Walter, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

 

Schriftführung 

Jutta Butterweck, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Dr. Bernd Hoppe, Freie Wähler 

Omar Dergui, Vertreter des Ausländerbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Kirsten Wagner, Rechtsamt 

Mario Neumann, Sozialamt 

Klaus Koch, Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters 

 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 101.18.821 
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Landesaufnahmegesetz 

2. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen Holding AG 

(GNH) 

Vereinbarung mit der ver.di-vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

101.18.896 

3. Zeitpunkt der Realisierung der Videoüberwachung 101.18.844 

4. Schlussfolgerungen aus dem Bericht zur 

Katzenschutzverordnung 

101.18.845 

5. Einführung des Warnsystems "Katwarn" 101.18.846 

6. Konzept gegen Drogen- und Alkoholkonsum im Bereich der 

Gustav-Mahler-Treppe 

101.18.847 

7. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei 

Katastrophenlagen 

101.18.871 

8. Gedenkveranstaltung Halit Yozgat 101.18.907 

 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 9. Mai 2018 

ordnungsgemäß einberufene 19. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

Zur Tagesordnung 

 

Vorsitzender Kortmann teilt mit, dass die CDU-Fraktion ihren Antrag unter  

TOP 7. betr. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei 

Katastrophenlagen -101.18.871- zurückzieht. 

 

Er stellt die geänderte Tagesordnung so fest. 

 

 

1. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von 

Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.821 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach dem  

Hessischen Landesaufnahmegesetz in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung.“ 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: AfD, FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Unterbringung von Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 

101.18.821, wird zugestimmt. 
 

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Antrag wird ergänzt durch folgende Regelung: 
 

§ 8 Ausnahme- und Härtefallregelung 

(1) Soweit dies im Einzelfall aufgrund besonderer Umstände zur Überwindung 

einer Härte und zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage geboten 

ist, wird von dem Gebührensatz nach § 5 Absatz 1 abgesehen, und die 

Gebührenhöhe auf 300 € festgesetzt.  

Bei einer gemeinschaftlichen Zimmernutzung werden die Kosten auf die 

Personen verteilt. 

[…] unverändert 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen 

nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz, 101.18.821, wird abgelehnt. 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Dr. Farouq 



 

Niederschrift über die 19. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung  

vom 17. Mai 2018 

 

4 von 7  

 

2. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen Holding AG (GNH) 

Vereinbarung mit der ver.di-vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.896 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Vereinbarung mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di wird nach 

Maßgabe des beigefügten Entwurfs (s. Anlage) zugestimmt. 

 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD (1) 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: AfD (1), FDP+FW+Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen 

Holding AG (GNH) Vereinbarung mit der ver.di-vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di, 101.18.896, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kortmann 

 

 

3. Zeitpunkt der Realisierung der Videoüberwachung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.844 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 
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der Innenstadt endlich realisiert? 

 

Stadtrat Stochla beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Vorsitzender Kortmann erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 

Stochla für erledigt. 

 

 

4. Schlussfolgerungen aus dem Bericht zur Katzenschutzverordnung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.845 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Schlüsse zieht der Magistrat aus dem am 25.01.2018 im 

Rechtsausschuss gegebenen Bericht zur Katzenschutzverordnung? 

 

2. Wann wird der Magistrat die noch angekündigten Prüfungen abgeschlossen 

haben? 

 

3. Wann ist mit der Vorlage der entsprechenden Katzenschutzverordnung zu 

rechnen? 

 

Die Anfrage wird von Stadtrat Stochla beantwortet. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtrat Stochla erklärt Vorsitzender Kortmann die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

5. Einführung des Warnsystems "Katwarn" 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.846 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Warum führt der Magistrat für die Stadt Kassel zur Warnung der 

Bevölkerung bei Großschadenslagen nicht das Warnsystem "Katwarn" ein? 
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3. Ist diese Entscheidung des Magistrats noch zeitgemäß? 

 

4. Welche nachteiligen Auswirkungen entstehen dadurch, dass der Landkreis 

Kassel u.a. das System eingeführt hat? 

 

5. Würden bei einer Einführung dieses System auch in Kassel die Kosten auch 

durch die Sparkassenversicherung getragen? 

 

Stadtrat Stochla beantwortet die Anfrage und weitere Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. Die schriftliche Antwort wird als Anlage zur Niederschrift 

zugesagt. 

 

Vorsitzender Kortmann erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadrat 

Stochla für erledigt. 

 

 

6. Konzept gegen Drogen- und Alkoholkonsum im Bereich der Gustav-

Mahler-Treppe 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.847 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Mit welchen Mitteln und Maßnahmen und mit welchem Konzept geht der 

Magistrat gegen den Alkohol- und Drogenkonsum insbesondere von 

Jugendlichen im Bereich der Gustav-Mahler-Treppe vor? 

 

Die Anfrage sowie weitere Nachfragen werden von Stadtrat Stochla beantwortet. 

 

Vorsitzender Kortmann erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 

Stochla für erledigt. 

 

 

7. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei Katastrophenlagen 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.871 - 

 

Der Antrag wurde von Stadtverordneten Kortmann für die Antrag stellende 

Fraktion zurückgezogen. 
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8. Gedenkveranstaltung Halit Yozgat 

Anfrage der Fraktion Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.907 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Warum hat die Stadt ihre Veranstaltung zum Gedenken an die Ermordung 

von Halit Yozgat abgesagt? 

 

2. War diese Absage einmalig oder wird die Stadt auch künftig keine 

Gedenkveranstaltung durchführen? 

 

3. Warum hat sich die Stadt nicht offiziell an der Gedenkveranstaltung der 

Initiative 6. April beteiligt? 

 

4. Warum erfolgten unterschiedliche Bewertungen der Sicherheitslage 

bezüglich der Gedenkveranstaltung durch die Stadt einerseits und die 

Polizei andererseits? 

 

Stadtrat Stochla beantwortet die Anfrage sowie die weiteren Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. 

 

Vorsitzender Kortmann erklärt die Anfrage nach Beantwortung durch Stadtrat 

Stochla für erledigt. 

 

 

Ende der Sitzung: 17.31 Uhr 

 

 

 

Stefan Kortmann Jutta Butterweck 

Vorsitzender Schriftführerin 
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